
neuer Einrichtungen in der Praxis bereits bewährte 
Einrichtungen eingebaut werden, gehören qualitativ zu 
den Arbeitsaufgaben der Werktätigen, die das Projekt 
erarbeitet bzw. darüber Entscheidungen getroffen ha­
ben.
KrG Neustrelitz, Urt. vom 5. April 1973 - KA 36/72.

Der Kläger ist beim verklagten Betrieb als Konstruk­
teur in der Projektierungsabteilung beschäftigt.
Der Verklagte hatte für den VEB N. u. a. elektrotech­
nisch die Füllstandsmessungen an Silos zu projektieren, 
die dazu notwendigen Anlagen und Geräte auszuwäh­
len, die Ausführungsunterlagen zu fertigen und die 
Montage vorzunehmen. Entgegen der bisher üblichen 
Praxis im verklagten Betrieb, für Füllstandsmessungen 
in Getreidesilos Membranschalter zu verwenden, ent­
schied sich der Projektant für den neuen und für die­
sen Zweck noch nicht ausreichend erprobten Schalter 
vom Typ LS 4.
Bei der ersten Füllung der Silos wurden die Schalter 
teilweise aus den Halterungen gerissen und so defor­
miert, daß sie funktionsuntüchtig wurden. Als der Klä­
ger davon erfuhr, reichte er den Vorschlag ein, die 
LS 4-Schalter durch die bisher üblichen und in der 
Praxis bewährten Membranschalter zu ersetzen. Eine 
Vergütung des Vorschlags hat der Betrieb abgelehnt.
Die Konfliktkommission hat den Antrag des Klägers 
abgewiesen, weil die Neuerung zu dessen Arbeitsauf­
gaben gehöre. Die gegen diese Entscheidung eingelegte 
Klage (Einspruch) hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Neuerervorschlag des Klägers war darauf gerich­
tet, die Funktionstüchtigkeit der Füllstandsmeßanlage 
in den Silos wieder herzustellen, indem die deformier­
ten LS 4-Schalter ausgebaut und die entsprechende An­
zahl Membranschalter eingebaut wurden. Damit liegen 
gemäß § 18 NVO die wesentlichen Kriterien eines Neue­
rervorschlags vor, der ein bestimmtes Lösungsziel ent­
halten und Wege zu seiner Verwirklichung aufzeigen 
muß. Der Vorschlag des Klägers wird auch genutzt. Ent­
gegen der Auffassung des Verklagten wird durch die 
Neuerung auch ein gesellschaftlicher Nutzen erbracht 
(§ 18 Ziff. 2 NVO).
Das Gericht verneint in Übereinstimmung mit der Kon­
fliktkommission jedoch einen Vergütungsanspruch des 
Klägers, weil dessen Neuerervorschlag eine Leistung 
darstellt, die qualitativ zu seinen Arbeitsaufgaben ge­
hört (§ 13 Abs. 1 der 1. DB zur NVO). Die Entscheidung, 
statt der Membranschalter künftig LS 4-Schalter in die 
Silos einzubauen, die sich in der Praxis als falsch er­
wies, wurde in der Projektierungsabteilung getroffen. 
Der Kläger hat als Konstrukteur daran mitgewirkt. Des­
halb war von ihm zu fordern, daß er bei einer Funk­
tionsuntüchtigkeit der LS 4-Schalter auf die bisher üb­
lichen und bewährten Membranschalter zurückgreift, 
zumal z. B. auch den Monteuren des Verklagten nach 
Feststellung der Mängel an den LS 4-Schaltem klar 
war, daß nunmehr wieder die Membranschalter mon­
tiert werden müssen. Der Verklagte hatte dem VEB N. 
eine funktionstüchtige Füllstandsmeßanlage zu über­
geben. Nach dem Ausfall der LS 4-Schalter war er ge­
setzlich zur Mängelbehebung verpflichtet (§ 91 Abs. 1 
V ertragsgesetz).
Es ist somit Bestandteil der Arbeitsaufgabe der Werk­
tätigen des Verklagten, die an der Entscheidung über 
das Projekt und bei dessen Anwendung mitwirkten, 
Wege zur Behebung des Mangels aufzuzeigen. Mit dem 
Bekanntwerden der Funktionsuntüchtigkeit der LS 4- 
Schalter hatte der Kläger deshalb aus seiner beruf­
lichen Tätigkeit die Pflicht, an der Beseitigung von 
Mängeln an der Anlage, die er selbst mitprojektiert hat, 
aktiv mitzuwirken.
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